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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank, dass Sie uns in die schriftliche Verbändeanhörung zum Entwurf eines Artikelgesetzes zur Hochwasservorsorge einbezogen haben! 

Wir regen an, über vier Ergänzungen nachzudenken: 

1. Hochwasservorsorge im Aufgabenspektrum der betrieblichen Gewässerschutzbeauftragen 

In § 21 b (Aufgaben des Gewässerschutzbeauftragten) in Abs. 2 sollte eine Ziffer 5 folgenden Inhaltes eingefügt werden: 

„5. am Betriebsstandort auf die Gesichtspunkte der Hochwasservorsorge zu achten, insbesondere im Hinblick auf wassergefährdende Stoffe.“ 

Begründung: Bei Kursen zur Erlangung der Fachkunde eines Gewässerschutzbeauftragten ist uns immer wieder aufgefallen, dass die Aspekte der Hochwasservorsorge zumeist gar nicht oder bestenfalls völlig zu kurz beleuchtet worden sind. Insofern ist es kein Wunder, dass auch in Betrieben, die einen Gewässerschutzbeauftragten benötigen, die Hochwasservorsorgeaspekte bei Investitionsentscheidungen sowie in den Betriebsabläufen zu nachlässig oder gar nicht beachtet werden. Die Einfügung der vorgeschlagenen Ziffer 5 würde bei Lehrgangsanbietern wie bei Gewässerschutzbeauftragten die betriebliche Hochwasservorsorge mehr als bislang mit dem entsprechenden Stellenwert versehen. 

2. Ausweisung von Überschemmungsgebieten „von Gesetzes wegen“ 

In § 31 b sollte entsprechend dem Entwurf des neuen baden-württembergischen Landeswassergesetzes festgelegt werden, dass die Länder Regelungen erlassen, nach denen bei einem 100jährlichen Hochwasserereignis überschwemmte Areale per se als Überschemmungsgebiete im Sinne des § 31 b zu gelten haben. Der Zeitverlust durch die Ausweisung von Überschemmungsgebieten per jeweils individueller Rechtsverordnung für jedes einzelne (noch nicht ausgewiesene) Überschwemmungsgebiet könnte dadurch drastisch reduziert werden. Die weitere Begründung kann direkt Ihrer Begründung zu § 31 b entnommen werden („... bisherige erhebliche Defizite bei der Festsetzung ...“). Der von Ihnen vorgeschlagene Abs. 5 würde sich dann wegen der jeweils „auf einen Schlag“ erfolgenden landesweiten Ausweisung erübrigen. 

3. Grundwasserhochstandsgebiete ebenfalls im Baugesetzbuch berücksichtigen 

Nicht nur Hochwasser in Oberflächengewässern, auch Grundwasserhochstände haben in den letzten Jahren zu Schäden geführt, die vermutlich im Bereich von vielen 100 Millionen Euro liegen. Die Schäden aus Grundwasserhochständen haben ihre Ursachen darin, dass in die Kommunen in niederschlagsarmen Perioden und/oder zu Zeiten hoher Grundwasserentnahmen Bauland auf seinerzeit „knochentrockenen“ Arealen ausgewiesen haben. Durch niederschlagsreiche Jahre und/oder zurückgehende Grundwasserentnahmen hat sich unter diesen Arealen vielerorts in Deutschland der Grundwasserstand zwischenzeitlich wieder so erhöht, dass Keller vernässen und dass an der Bausubstanz erhebliche Schäden entstehen. Durch Schimmelbildung ist auch die Gesundheit der betreffenden Hausbewohner gefährdet. 

Insofern schlagen wir vor, dass Art. 2 zu Nummer 1 (§ 1 BauGB) dahingehend ergänzt wird, dass die Gemeinden nicht nur von Überschwemmung gefährdete Bereiche, sondern auch Areale mit drohendem Grundwasserhochstand in der Bauleitplanung berücksichtigen und dass in Nr. 2 (§ 5 BauGB) auch die Pflicht zum Vermerken von Arealen mit möglichem Grundwasserhochstand verankert wird. 

4. Das Artikelgesetz sollte auf das Bundeswaldgesetz ausgeweitet werden. 

Durch Arbeiten von MENDEL (ehemals Bundesanstalt für Gewässerkunde), ASSMANN (geomer Heidelberg) und andere ist in den letzten Jahren nachgewiesen worden, dass durch den Wegebau in den Bergwäldern die Hänge derart angeschnitten werden, dass die feuchtigkeitsspeicherenden und wasserführenden Humusschichten angeschnitten werden: „Je steiler der Berghang, desto tiefer erfolgt der Geländeeinschnitt. Die Wegterrassen wirken wie eine Drainage“ (LÜTTKE & PRINZ). Bewaldete Berghänge, die „jahrhundertelang zuverlässig als Wasserspeicher zur Bremsung der Hochwasserabflüsse aber auch zur Bewässerung der Bergbäche in Trockenzeiten“ fungiert haben, haben jetzt durch den forstwirtschaftlichen Wegebau die Fähigkeit zur Wasserrückhaltung „weitgehend bis vollständig verloren“: 
„Konnte das abfließende Wasser früher tage-, ja wochenlang zurückgehalten und dann langsam abgegeben werden, so fließt jetzt Regen und Schmelzwasser ungebremst nahezu vollständig ab. Schon wenige Stunden nach Einsetzen eines Starkregens bauen sich gewaltige Hochwasserabflüsse auf, die dann im Ufer- und Siedlungsbereich schwere Schäden verursachen.“ 

Wir schlagen deshalb vor, dass im Bundeswaldgesetz (ähnlich wie im Bundeswasserstraßengesetz) ein Passus eingefügt wird, dass der forstwirtschaftliche Wegebau „hochwasserneutral“ zu erfolgen hat und dass bei bestehenden Waldwegen im Rahmen des Zumutbaren die „Hochwasserneutralität“ wieder hergestellt werden muss. Vorbild hierfür könnte das „Bad Orber Modell“ sein, wo das auf Waldwegen abfließende Niederschlagswasser in Versickerungsmulden auf möglichst kurzem Weg wieder zu Versickerung gebracht wird. 
  
 

Mit freundlichen Grüßen 

i.A. nikolaus geiler 
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